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Gesetz 
vom 10. Dezember 2008 

über die Durchsetzung internationaler 
Sanktionen (ISG) 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 

Gegenstand 

1) Zur Durchsetzung von internationalen Sanktionen, die von den 
Vereinten Nationen oder von den wichtigsten Handelspartnern des Fürs-
tentums Liechtenstein beschlossen worden sind und der Einhaltung des 
Völkerrechts, insbesondere der Respektierung der Menschenrechte, die-
nen, können Zwangsmassnahmen erlassen werden. 

2) Zwangsmassnahmen können insbesondere umfassen: 
a) unmittelbare oder mittelbare Beschränkungen des Waren-, Dienst-

leistungs-, Zahlungs-, Kapital- und Personenverkehrs sowie des wis-
senschaftlichen, technologischen und kulturellen Austauschs; 

b) Verbote, Bewilligungs- und Meldepflichten sowie andere Einschrän-
kungen von Rechten. 

3) Vorbehalten bleiben Bestimmungen, die aufgrund von Staatsver-
trägen in Liechtenstein Anwendung finden. 

 
1 Bericht und Antrag der Regierung Nr. 91/2008 
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Art. 2 

Erlass von Zwangsmassnahmen 

1) Für den Erlass der Zwangsmassnahmen ist die Regierung zustän-
dig. Sie kann Ausnahmen festlegen: 
a) zur Unterstützung humanitärer Aktivitäten, insbesondere für die Liefe-

rung von Lebensmitteln, Medikamenten oder therapeutischen Mitteln, 
oder 

b) zur Wahrung liechtensteinischer Interessen. 

2) Die Zwangsmassnahmen werden in Form von Verordnungen erlas-
sen. 

II. Vollzug 

Art. 3 

Auskunftspflicht 

Wer von Massnahmen nach diesem Gesetz unmittelbar oder mittelbar 
betroffen ist, muss den zuständigen Vollzugsbehörden auf Verlangen die 
Auskünfte erteilen und die Unterlagen einreichen, die für eine umfassende 
Beurteilung oder Kontrolle erforderlich sind. 

Art. 4 

Befugnisse der Vollzugsbehörden 

1) Die zuständigen Vollzugsbehörden sind befugt, die Geschäftsräume 
der auskunftspflichtigen Personen ohne Voranmeldung zu betreten und 
zu besichtigen sowie die einschlägigen Unterlagen einzusehen und belas-
tendes Material sicherzustellen. Sie können die Landespolizei beiziehen. 

2) Zur Durchsetzung der in Abs. 1 erwähnten Befugnisse haben die 
zuständigen Vollzugsbehörden Antrag beim Landgericht zu stellen. Die 
Strafprozessordnung ist analog anwendbar. 
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Art. 5 

Amtsgeheimnis 

Die für den Vollzug dieses Gesetzes zuständigen Organe sowie von 
ihnen beigezogene Dritte unterstehen dem Amtsgeheimnis. 

III. Zusammenarbeit 

Art. 6 

Zusammenarbeit im Inland 

Die liechtensteinischen Behörden, insbesondere die Gerichte, die 
Staatsanwaltschaft, die FMA, die Stabsstelle FIU, die Landespolizei und 
andere im Bereich internationaler Sanktionen zuständige Behörden sind 
verpflichtet, einander alle für den Vollzug dieses Gesetzes und der Ver-
ordnungen nach Art. 2 Abs. 2 notwendigen Daten, einschliesslich beson-
ders schützenswerter Personendaten, bekannt zu geben und Unterlagen 
zu übermitteln. 

Art. 7 

Zusammenarbeit mit ausländischen Behörden und den Vereinten 
Nationen 

1) Die zuständigen Vollzugsbehörden können mit den zuständigen 
ausländischen Behörden sowie mit den Vereinten Nationen zusammen-
arbeiten und die Erhebungen koordinieren, soweit: 
a) dies zum Vollzug dieses Gesetzes und der Verordnungen nach Art. 2 

Abs. 2, entsprechender ausländischer Vorschriften oder solcher der 
Vereinten Nationen erforderlich ist; und 

b) die ausländischen Behörden oder die Vereinten Nationen an das Amts-
geheimnis oder an eine entsprechende Verschwiegenheitspflicht ge-
bunden sind und in ihrem Bereich den Schutz vor Wirtschaftsspionage 
garantieren. 

2) Sie können ausländische Behörden und die Vereinten Nationen 
namentlich um Bekanntgabe der erforderlichen Daten ersuchen. Zu deren 
Erlangung können sie ihnen Daten, einschliesslich besonders schützens-
werter Daten, bekannt geben, namentlich über: 
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a) Beschaffenheit, Menge, Bestimmungs- und Verwendungsort, Verwen-
dungszweck sowie Empfängerinnen und Empfänger von Waren und 
Dienstleistungen; 

b) Personen, die an der Herstellung, Lieferung oder Vermittlung von 
Waren oder der Erbringung von Dienstleistungen beteiligt sind; 

c) die finanzielle Abwicklung des Geschäfts und daran beteiligte Personen; 
d) gesperrte Konten und Vermögenswerte. 

3) Die zuständigen Vollzugsbehörden können die Daten nach Abs. 2 
von sich aus oder auf Ersuchen des ausländischen Staates bekannt geben, 
wenn der betreffende Staat: 
a) Gegenrecht hält und die internationalen Sanktionen ebenfalls umsetzt; 
b) zusichert, dass die Daten nur für die Zwecke nach diesem Gesetz 

bearbeitet werden; und 
c) zusichert, dass die Daten nur dann in einem Strafverfahren verwendet 

werden, wenn diese Daten nachträglich nach den Bestimmungen des 
Rechtshilfegesetzes beschafft worden sind. 

4) Die zuständigen Vollzugsbehörden können die Daten unter den 
Voraussetzungen von Abs. 3 auch den Vereinten Nationen bekannt ge-
ben. Sie können dabei auf das Erfordernis des Gegenrechts verzichten. 

5) Die Bestimmungen des Rechtshilfegesetzes bleiben vorbehalten. 
Strafbare Handlungen nach diesem Gesetz gelten nicht als Verletzung 
von Abgabe-, Monopol-, Zoll- oder Devisenvorschriften oder von Vor-
schriften über die Warenbewirtschaftung oder über den Aussenhandel im 
Sinne von Art. 15 des Rechtshilfegesetzes. 

IV. Datenschutz 

Art. 8 

Datenbearbeitung 

1) Die zuständigen Vollzugsbehörden dürfen Daten bearbeiten, so-
weit dies für den Vollzug dieses Gesetzes und der Verordnungen nach 
Art. 2 Abs. 2 erforderlich ist. 

2) Besonders schützenswerte Daten dürfen sie nur bearbeiten, wenn 
diese verwaltungs- oder strafrechtliche Verfolgungen und Sanktionen 
betreffen oder zur Behandlung des Einzelfalls unentbehrlich sind. 
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V. Rechtsschutz 

Art. 9 

Rechtsmittel und Verfahren 

1) Gegen Entscheidungen und Verfügungen der zuständigen Voll-
zugsbehörden kann binnen 14 Tagen ab Zustellung Beschwerde bei der 
Regierung erhoben werden. 

2) Gegen Entscheidungen und Verfügungen der Regierung kann bin-
nen 14 Tagen ab Zustellung Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof 
erhoben werden. 

3) Im Übrigen finden auf das Verfahren die Bestimmungen des Ge-
setzes über die allgemeine Landesverwaltungspflege Anwendung. 

VI. Strafbestimmungen und Massnahmen 

Art. 10 

Vergehen 

1) Wer vorsätzlich gegen Vorschriften von Verordnungen nach Art. 2 
Abs. 2 verstösst, deren Verletzung für strafbar erklärt wird, wird vom 
Landgericht mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bis 
zu 360 Tagessätzen bestraft. 

2) Bei fahrlässiger Begehung wird die Strafobergrenze auf die Hälfte 
herabgesetzt. 

Art. 11 

Übertretungen 

1) Vom Landgericht wird wegen Übertretung mit Busse bis zu 
100 000 Franken, im Nichteinbringlichkeitsfall mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten bestraft, wer vorsätzlich: 
a) die Auskünfte, die Herausgabe von Unterlagen oder den Zutritt zu 

Geschäftsräumen nach den Art. 3 und 4 Abs. 1 verweigert oder in 
diesem Zusammenhang falsche oder irreführende Angaben macht, 
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ohne dass ein strafbares Verhalten nach einem anderen Straftatbe-
stand vorliegt; 

b) gegen Vorschriften von Verordnungen nach Art. 2 Abs. 2, deren 
Übertretung für strafbar erklärt wird, oder gegen eine unter Hinweis 
auf die Strafdrohung dieses Artikels erlassene Verfügung verstösst, 
ohne dass ein strafbares Verhalten nach einem anderen Straftatbe-
stand vorliegt. 

2) Bei fahrlässiger Begehung wird die Strafobergrenze auf die Hälfte 
herabgesetzt. 

3) Die Verjährungsfrist für die Übertretungen nach Abs. 1 beträgt 
fünf Jahre. 

Art. 12 

Verantwortlichkeit 

Werden die strafbaren Handlungen im Geschäftsbetrieb einer juristi-
schen Person, einer Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft oder einer 
Einzelfirma begangen, so finden die Strafbestimmungen auf die Personen 
Anwendung, die für sie gehandelt haben oder hätten handeln sollen, 
jedoch unter solidarischer Mithaftung der juristischen Person, der Ge-
sellschaft oder der Einzelfirma für die Geldstrafen, Bussen und Kosten. 

Art. 13 

Einziehung von Gegenständen und Vermögenswerten 

1) Die einer Zwangsmassnahme unterliegenden Gegenstände und Ver-
mögenswerte können ausserhalb eines Strafverfahrens von der Regierung 
eingezogen werden, soweit eine völkerrechtliche Verpflichtung hierzu 
besteht. 

2) Die Regierung kann zur Vermeidung von Härtefällen Ausnahmen 
gewähren. 

3) Auf das Einziehungsverfahren finden die Bestimmungen des Ge-
setzes über die allgemeine Landesverwaltungspflege Anwendung. 

4) Die eingezogenen Gegenstände und Vermögenswerte sind nach 
Massgabe völkerrechtlicher Verpflichtungen zu verwenden. 
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VII. Schlussbestimmungen 

Art. 14 

Durchführungsverordnungen 

Die Regierung erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes notwen-
digen Verordnungen. 

Art. 15 

Vollzugsbehörden 

Vollzugsbehörden im Sinne dieses Gesetzes sind die Regierung sowie 
die von ihr mit Verordnung bezeichneten Amtsstellen. 

Art. 16 

Aufhebung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 8. Mai 1991 über Massnahmen im Wirtschaftsver-
kehr mit fremden Staaten, LGBl. 1991 Nr. 41, wird aufgehoben. 

Art. 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Re-
ferendumsfrist am 1. März 2009 in Kraft, andernfalls am Tag der Kund-
machung. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


